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Keueſte Tagesnachrichten
Oberbürgermeiſter Dr. Geßler von Nürnberg nimmt

Poſten als Wiederaufbauminiſter an.
Oberſt Seelby iſt zum engliſchen Geſchäftsger in Berlin eviannt worden.

x Die Rheinlande und das Saargebiet erheben
gewaltigen Streiks gegen die Uebergriffe der Be

aßungsarmeen Proteſt.
Die bulgariſche Regierung beabſichtigt die Be

chlagnahme des Eigentums aller ehemaligen
erbündeten.

w Die belgiſche und holländiſche Regierungen
ben nach Brüſſeler Meldungen die Abſicht ein Bündnis zu
ließen.

Zwiſchen
iplomatiſche
urg ſtatt.

x Nach Meldungen gus Jtalien ſoll Bela Khun
s ſeinem Jnternierungslager bei Wien über München nach
alien geflohen ſein, wo er die Revolutionierung der
rbeiterſchaft vorbereite.

Belgien und Frankreich finden
Verhandlungen über Luxem-

Wie gemeldet wird, räumen die Italiener Katigro,
as ein Jugoſlawiſcher Hafen werden ſoll.

Unſere Gefangenen in Frankreich
Berlin, 21. Oktober.

Die „Dentſche Allgemeine Zeitung“ weiſt die Anſicht der
Liberte“, daß die in franzöſiſcher Gefangenſchaft befindlichen
eutſchen Soldaten als Geiſeln für die Jnne-
ltung der Friedensbedingungen durch Deutſchland zurück
ehalten werden müßten, als unglaubliche Gefühls-

roheit ſchorf zurück. Zur Beruhigung der wahrlich lange
nug in banger Erwartung gehaltenen Angehörigen unſerer
rmen gefangenen Brüder betont ſie nachdrücklich, daß die fran

zöſiſche Negierung ſich durch offizielle Note verpflichtet hat, die
Geſangenen ſofort nach der Ratifizierung zu entlaſſen, und
dieſe feierliche Zuſage unmöglich brechen kann.

Die Wahrheit über Petersburg
Die meiſten aus engliſcher Quelle ſtammenden Nachrichten

über den Fall Petersburgs treffen keineswegs zu, Nach
zuverläſſigen Nachrichten iſt die Armee des Generals
Judenitſch viel zu ſchwach, um einen entſcheivenden
Vorſtoß gegen die Bolſchewiſten unternehmen zu können. Sie
beſteht aus höchſtens 15 900 Mann, während auf der anderen
Seite die bolſchewiſtiſchen Truppen in Petersburg, unterſtützt
durch die völlig bolſchewiſtiſch verſeuchte Arbeiterſchaft Peters-
burgs, weit zahlreicher ſind. Ferner iſt Judenitſch eingeklemmt
zwiſchen den Bolſchewiſten vor ſeiner Front und den Eſten in
ſeinem Nücken. Selbſt in dem Falle, daß Judenitſch zeitweilig
gelungene Vorſtöße unternimmt, welche auf die beſſere Diſziplin
und den höheren Kampfwert ſeiner Truppen zurückzuführen ſind,
iſt es doch ganz ausgeſchloſſen, daß er dieſe Vorteile längere Zeit
behauptet, da die Bolſchewiſten, welche über eine Armee von
mehr als 1 Million Mann verfügen, vorläufig noch immer in
der Lage ſind, derartigen Offenſiven durch Heranführung neuer
Truppen zu begegnen. An einen Zuſammenbruch der
Sowjetregierung, wie ihn uns die Reutermeldungen
glaubhaft machen wollen, iſt zurzeit noch nicht zu denken
Die beſagten Meldungen ſind offenbar zu den Zwecken von
England in die Welt geſetzt, um ſich vor der ganzen
Velt als ſfiegreicher Bekämpfer des Bolſche-
wismus hinzuſtellen.

Der Kaiſer klagt
(Von unſerem hit-Sonderberichterſtatiter.)

Berlin, 21. Oktober.
Das von Publikum und Preſſe einmütig verurteilte Film-

machwerk Ferdinand Bonns, der ſogenannte „Kaiſerfilm“,
xird vorausſichtlich ein gerichtliches Nachſpiel haben, da der
Koiſer durch ſeinen Berliner Rechtsbeiſtand, den Rechtsanwalt
Karl Siebert beantragt hat, gegen Bonns wegen Beleidigung,

Bildes auf Unterlaſſung der Aufführung

Krefeld, 21. Oktober.
Der Proteſtſtreik gegen die Uebergriffe der belgiſchen

Beſatzung iſt jetzt allgemeine geworden es ruht ſämtlicher Ver
ehr. Auch im Saargebiet nehmen die Unruhe und Aufſtände
weiteren Umfang an, ſo daß der franzöſiſche Befehlshaber den
We lagerungszuſtand über das Saargebiet erklärt hat.

Der engliſche Geſchäftsträger
Berlin, 21. Oktober.

Wie die „Delna“ zuverläſſig erfährt, iſt bis zur end
gültigen Ernennung eines engliſchen Votſchafters beim deutſchen
eich der Oberſt Selbery, im Frieden Kriegsminiſter des
engliſchen Luftamtes, ſpäter Privatſekreiär des Viscount Grey,
um vroviſoriſchen Geſchäftsträger in Berlin ernannt worden.
Oberſt Selbery trifft mit dem geſamten o ſchaſtsper onal
Torgen in Berlin ein und bezieht ſogleich die Räume
er engliſchen Votſchaft in der Wilhelmſtraße

Ankunft des franzöſiſchen Geſchäftsträgers iſt voraus

ä zu erwartenAchlich in der nächſten Woche

Graf Bernſtorff
Mittwoch, 22. Oktober Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
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vor dem Unterſuchungs Ausſchuß

Die Verhandlungen im Reich'hauſe Graf Bernſtorff als erſter
5euge Seine Ausführungen

Unſerem kurzen Bericht über den Beginn der öffentlichen
Verhandlungstätigkeit des parlamentariſchen zweiten Unteraus-
ſchuſſes in der geſtrigen Abendausgabe wollen wir nun den aus
führlichen Verhandlungsbericht folgen laſſen.

Bekanntlich finden die Verhandlungen im großen Bera
tungsſaal des Reichstages ſtatt, in dem während der erſten Zeit
des Krieges die Beſprechungen zwiſchen Preſſe und Regierungs
vertretern ſtattfanden, wo in der größeren Zeit des deutſchen
Parlaments, als ihm noch in der überwiegenden Mehrzahl wirk-
lich bedeutende Männer angehörten, der Haushaltausſchuß zu
tagen pflegte. Unter den etwa hundertundfünfzig Perſonen,
die alles in allem im Saale anweſend ſind, befanden ſich nicht
weniger als zehn Vertreter der auswärtigen Preſſe. Neben
dem einſtigen Kanzler Bethmann, der, tiefgebräunt von
ländlicher Sonne, aber doch gealtert und gebrochen, als Zuhörer,
ſtand der Botſchafter Graf Bernſtorff, der in wohlgenähr
ter, felbüberzeugter Wichtigkeit und Friſche als Zeuge anweſend
iſt. Das übrige Publikum beſtand aus Abgeordneten, 25 Preſſe
vertretern und den zwanzig Gäſten, die die Plätze für die
„breitere Oeffentlichkeit innehaben.

Um 1044 ühr eröffnete der Vorſitzende Abg. Warmuth die
Sitzung mit folgenden Worten:

Der Unterſuchungsausſchuß iſt auf Grund des Artikels 34
der Verfaſſung durch Beſchluß der Nationalverſammlung ge
bildet worden. Seine Aufgabe „iſt, eine Reihe beſtimmter
Fragen der Vorgeſchichte und der Geſchichte des Weltkrieges
ſelbſt zur Löſung zu bringen, und zwar Fragen, um die ſich vor
wiegend das politiſche Intereſſe gruppiert. Dem
zweiten Unterſuchungsausſchuß iſt dabei die Aufgabe zuge-
fallen, die Aufklärung ſämtlicher Möglichkeiten zu
Friedensbeſprechungen mit dem Feinde zu beſorgen,
weiter die Aufklärung der Gründe, die ſolche Möglichkeiten oder
dahingehende Pläne und Beſchlüſſe deutſcherſeits zum Scheitern
gebracht haben bezw. wenn Beſprechungen ſtattgefunden haben,
aus welchen Gründen ſolche Beſprechungen erfolglos geblieben
ſind. Jn erſter Reihe hat der Unterſuchungsausſchuß daher

die Vermittlungsaktion Wirſons
zur Aufklärung zu bringen.

Der Vorſitzende richtet darauf eine allgemeine Bitte an
die Preſſe: Sie beſteht darin, in ihrem Urteil eine gewiſſe
Zurückhaltung ausüben zu wollen, bis die Beweis aufnahme bei
einem jeden Veweispunkt auch voll erſchöpft iſt. Denn erſt
dann iſt ja ein ausſchlaggebendes Urteil möglich. Es ſollen alke
Urkunden hier zum Vortrag gebracht werden, die ein allge
meines Intereſſe beſitzen, es ſollen alle Zeugen vernommen wer
den. Erſt dann, wenn das alles erledigt iſt, iſt ein feſtes Bild
vorhanden, das dann der Beurteilung offen ſteht. Es iſt weiter
auch zu berückſichtigen, daß der Unterſuchungsausſchuß nur
Tatfachen feſtſtellt, kein Schuldurteil abgibt. Ein Urteil zu
fällen, ſofern fich das Material vielleicht gegen eine beſtimmte
Perſönlichkeit verdichtet hat, wird Sache des Staats
gerichtshofes ſein, wenn nämlich das Geſetz, welches die
Bildung eines ſolchen vorſieht, auch nach dieſer Richtung hin
ausgebaut wird. Die Preſſe hat es ſtets im Gerichtsverfahren
als Ehrenſache betrachtet, bis zum Urteil Zurückhaltung der
eigenen Meinung zu üben. Hier liegen die Verhältniſſe gleich
gelagert, ich hoffe, daß mein Appell bei der Preſſe Widerhall
findet.

Es wird dann in die ſachlichen Verhandlungen eingetreten.
Als Zeuge iſt Exzellenz Graf Bernſtorff geladen.
Der Vorſitzende bittet ihn, den Verhandlungen beizuwohnen und
das Referat mitanzuhören, damit er Gelegenheit erhält, an das
eine oder andere anzuknüpfen und zur Aufklärung beizutragen.

Es werden ſodann die Sachverſtändigen Dr.
Hoetzſch, Dr. Vonn und Dr. Schäfer vereidigt.

Abg. Dr. Sinzheimer erſtattet

das Referat:
In Erfüllung der Aufgaben des Ausſchuſſes iſt der Gegen

ſtand der Beratung zunächſt die ſogenannte Friedens
aktion Wilſons. Es haben dem Ausſchuß ſämtliche Ge
heimakten des Auswärtigen Amtes zur Verfügung geſtanden.
Die Akten des Admiralſtabes, des Kriegsminiſteriums und des
Generalſtabes haben zunächſt nicht vorgelegen werden aber im
ſpäteren Stadium dieſer Verhandlungen herangezogen werden.

Zur Einteilung des Stoffes ergibt ſich eine Gliede
rung in vier Perioden. Die erſte geht von dem Ausbruch
des Weltkrieges bis zur „Suſſex“Note, die am 4. Mai 1916 an
Wilſon gerichtet wurde. Die zweite Periode reicht vom 4. Mai
bis 12. Dezember 1916, dem geſchichtlichen Tage des deutſchen
Friedensangebotes, die dritte vom 21. Dezember 1916 bis 9. Ja
nuar 1917, an welchem Tage im Hauptquartier zu Pleß der ſo-
genannte rückſichtsloſe U-Bootkrieg beſchloſſen wurde. Die
Schlußperiode iſt anzuſetzen bis zum 31. Januar 1917, jenem
Toge, an dem Wilſon bezw. dem amerikaniſchen Botſchafter in
Verlin, Gerard, eine Rote übergeben wurde, betreffend den
rückſichtsloſen U-Bootkrieg, und an welchem ſofort der Ab
bruch der diplomatiſchen Beziehungen Amerikas uns gegenüber
erfolgt iſt.

über Wilhelms Hriedensſchritte
Zur erſten Periode iſt zu ſagen, daß nach den Akten

von einer eigentlichen Friedensaktion nicht die Rede ſein kann.
Wohl fanden theoretiſche Erörterungen über Friedensmöglich-
keiten zwiſchen dem Kaiſer und Gerard, der Regierung und
Gerard ſtatt. Graf Bernſtorff teilte mit, Wilſon intereſſiere
ſich für den Frieden, und zwiſchen Vertretern der Regierung
und dem Oberſten Houſe fanden Beſprechungen ſtatt.
Ueber dieſe Beſprechungen finden ſich nur zwei Aufzeichnungen
in den Akten, die eine erfolgte zwiſchen dem Staatsſekretär Solf
und Houſe, die andere zwiſchen dem Reichskanzler v. Bethmann
und Houſe. Dieſe Aufzeichnungen laſſen eine beſtimmte
Friedensaktion nicht erkennen, ſondern ſprachen
nur von Erörterungen über die Möglichkeit, zum Frieden zu
kommen.

Die zweite Periode iſt weitaus wichtiger. Sie ſpiekt
ſich ab zwiſchen dem 4. Mai, dem Tage der Ueberreichung der
„Suſſex“Note, in der geſagt wird, daß der UBootkrieg nur auf
den Kreuzerkrieg beſchränkt werde, und daß die völkerrechts-
widrige Blockade aufgehoben werden müſſe, und dem 12. De-
zember 1916, dem Tage unſeres Friedensangebotes. Es er-
folgten inzwiſchen an den Grafen Bernſtorff ganz be-
ſtimmte Jnſtruktionen, in denen der Botſchafter au-
gewieſen wird,

einen HFriedensappell Wilſons herbeizuführen.
Die Hauptinſtruktion geht zurück auf eine Unter-

redung mit dem damaligen Kaiſer, der den Wunſch
beſonders gehegt hat, Präſident Wilſon möge dieſen Friedens
appell an die Kriegführenden richten. Es ſollte auch an den
König von Spanien und andere neutrale Herrſcher appelliert
werden. Graf Bernſtorff hat ſeinerſeits über die Friedensmög-
lichkeiten berichtet und darauf hingewieſen, Präſident Wilſon ſei
bereit, den Frieden zu vermitteln, auch die öffentliche Meinung
in Amerika wünſche den Frieden, leider werde im gegebenen
Moment die öffentliche Meinung zu unſeren Ungunſten wieder
beeinflußt, ſo durch die Frage der belgiſchen Deportation und die
Wirkung bes N-Bootkrieges. Solange der Wahlkampf
in Amerika nicht erledigt ſei, ſei an einen
energiſchen Schritt Wilſons nicht zu denken.
An der Friedenskonferenz werde Wilſon nicht teilnehmen, höch
ſtens an Konferenzen, die mit der Friedenskonferenz in loſerer
Verbindung ſtänden. Am 18. Oktober hatte Herr v. Beth-
mann im Hauptquartier zu Pleß mit dem Grafen
Burian eine Unterredung, um die Grundlagen für das
Friedensangebot zu finden. Graf Burian wies darauf hin,
daß auf eine militäriſche Entſcheidung des Krieges nicht mehr
zu rechnen ſein, man müſſe irgendwie Friedensverhandlungen
herbeiführen. Damit war Herr v. Bethmann einverſtanden, zu-
mal er ſich ſchon früher mit dieſem Gedanken getragen habe.
Dieſe Vorbereitungen nahmen im Laufe der Zeit konkretere
Geſtalt an und führten ſchließlich

zu dem Friedensangebot der Mittelmächte
vom 12. Dezember 1916.

Anfang Dezember wird dem Grafen Bernſtorff mitgeteilt, eine
ſolche Fricdensabtion ſtehe bevor, er möge darauf dringen, daß
Wilſon möglichſt bald die Friedensaktionüber-
nehme. Darauf kam ein Brief vom Grafen Becnſtorff, daß
ein Schritt Wilſons in dieſer Hinſicht ſpäteſtens
für Neujahr in Ausſicht ſtehe. Es wird in dieſem
Zuſammenhang namentlich die Frage in Betracht kommen, ob
und warum es gerechtfertigt war, trotz der von uns angeregten
Friedensaktion und trotz der Mitteilungen deg Grafen Bern
ſtorff am 12. Dezember die Friedesaktion durch uns erfolgen z
laſſen. Dies wird eine der Hauptfragen ſeii, mit denen wir
uns zu beſchäftigen haben, in welchem Verhältnis dieſe Friedens
aktion dom 12. Dezember mit der von uns angeregten und auch
von Wilſon in Ausſicht geſtellten Friedensaktion ſteht.

Die dritte Periode reicht vom 21. Dezember, dem
Tage der Ueberreichung des Friedensangebots Wilſons an die
kriegführenden Mächte, bis zum 9. Januar, dem Tage der Ent-
ſchließung zur Gröffnung des rückſichtsloſen U-Bootkrieges.
Das Weſentliche in dem Vermittlungsangebot Wilſons war
die Bitte, die honkreten Friedensbedingungen

mitzuteilen
Die Antwort des Staatsſekretärs Zimmermann enthielt in
deſſen keinerlei offizielle oder inoffizielle Andeutung der kon
breten Friedensbedingungen. Gleichzeitig teilte eine neutrale
Macht, die ich in öffentlicher Sitzung nicht nennen kann, mtt,
daß ein Friedensappell Wilſons in Aus ſicht ſtehe,
dieſer Appell werde äußerſt ernſt zu nehmen ſein, und die be
treffende Macht habe guten Grund zu glauben, daß auch die
andere Seite auf dieſen Appell eingehen werde, wenn offen und
klar die Erklärung abgegeben würde, daß der Status quo
wiederhergeſtelli werde und in bezug auf Bel
ten eine Wiedergutmachung des Schaden s
lga. Dieſer amtliche Schritt der neutralen Macht war bereitg

am 18. Degember in Berlin bekannt, am 26. Degembet erfolgte
die Antwort des Staatsſekretärs Zimmermann, die dahin aing.



Fordermng, wakreke Fredendedrengungen abzu y wiſſe, was aus der Miſſion Mehyer-Gerhard geworden
geben, eingehe. Es wird hier namentlich feſtzuſtellen ſein, ſei. Er fährt dann fort:
welche konkreten Friedensbedinungen unſern Friedensabſichten Es kam dann am 5. November
vom 12. 27 e gelegen haben. Es ſt unbedingt eine Note an England
motwendig, Nortatr formulierten Friedensbedingungen jn welcher die engliſche Blockade als nicht zu verteidigen er
kennen zu lernen die mit Genehmigung des Kaiſers und der klärt wurde. Die e enee über 5 „Luſitanig brachten
Oberſten Heeresleitung vereinbart waren. Eine andere Frage iſt uns zum dritten Male an den Rand des Krieges, weil wir an

ob etwa zur damaligen Zeit militäriſcherſeits ein erkennen ſollten, daß die Verſenkung illegal geweſen wäre.
Sinfluß ausgeübt worden iſt. Die Aklen ſagen darüber Dieſes Wort wurde von uns unbedingt elehnt. Schließ-
etwas, aber nur durch Vernehmung der Zeugen läßt ſich die Be
deutung oteſer aktenmäßigen Mitteilungen in ein objektives Licht
ſtellen. Die 7 Periode beginnt mit dem 9. Januar,

Tage der ſchließung zum rückſichtsloſen UBootkrieg
Jn der Zwiſchenzeit macht Graf Bernſtorff wiederholt den
energiſchen Verſuch, wenigſtens vertraulich von der
Reichsregierung die Friedensbedingungen
nach Waſhington zu erhalten, und er pflegt in
zwiſchen wiederholt Unterredungen mit dem Oberſten Houſe.
Den Schriftwechſel mit dem Grafen Bernſtorff hat Staatsſekre-
tär Zimmermann geführt. Zunächſt gibt er auf die Anregungen
beine Antwort, ſodann eine gang allemein gehaltene und am
7. Januar bittet er den Grafen Bernſtorff, die Frage der ver
traulichen Mitteilung der Friedensbedingungen dilatoriſch
zu behandeln. Darauf wird am 9. Januar der rückſichts
loſe UBootkrieg beſchloſſen. Graf Bernſtorff wavnt
wiederholt, der rückſichtöoloſe UBootkrieg bedeute den Bruch mit
Amerika, wie überhaupt auch von anderer Seite der UBoot
krieg als der Vorgänger des Krieges mit Amerika wiederholt
bezeichnet wurde.

Gs wird auf die unbeſchränkten Hilfsquellen Amertkas hin
gewieſen, die unerſchöpflich ſeien. Am 26. Januar gelegraphierte
Bernſtorff, daß Oberſt Houſe im ausdrücklichen Auf
trage Wilſons uns
von neuem die SFriedensvermittlung angeboten
habe. Gr wolle ſich nicht in territoriale Fragen einmiſchen, wolle
unter allen Umſtänden den Krieg vermeiden und wünſche eine

Beendigung des Krieges ohne Sieger und
Beſieg te. Alle Vorbereitungen zur Friedensaktion ſeien
getroffen. Darauf fand eine Reiſe Bethmanns nach dem Haupt
quartier ſtatt. Das Ergebnis war, daß Bethmann an
Bernſtorff telegraphierte, es ſei zu ſpät, Wil
ſon hätte früher mit einer ſolchen Aktion kommen ſollen, und
daß eine Rüchnahme des UVBootkrieges nicht mehr möglich ſei,
weil es techniſch unausführbar ſei, UBoote, die bereits in See
ſeien, zurückzurufen. Die deutſche Regierung ſei aber bereit,
ihm vertraulich die Friedensbedingungen
mitzuteilen. Sie werden dann am 28. Januar dem
Grafen Bernſtorff mitgeteilt, der ſie zur Kenntnis Wilſons
bringen ſoll. Es heißt nun nicht im Schreiben des Reichs
hanzlers, die Friedensbedingungen, die er mitteile, ſeien die
Bedingungen, unter denen er bereit ſei, Frieden zu ſchlieſzen,
ſondern es heißt, daß feien die Bedingungen, unter
denen Deutſchland bereit geweſen wäre, am
12. Dezember Frieden zu ſchließen. Ob alſo dieſe Antwort der
Bitte Wilſons entſpricht, iſt eine Frage, die weiterer Grörte
rung bedarf. Aann 31. Januar erfolgte die Uebergabe der Note
über den rückſichtsloſen UBootkrieg und dann

der Abbruch der Beziehungen mit Amerika.
Wilſon ſcheute ſich offenbar, in den Krieg einzutreten

Darauf deutet die Tatſache hin, daß er die gleichlautende Er
klärung des öſterreichiſchen Botſchafters in
Amerika verheimlicht, um den Weg zu Oeſterreich
offen zu halten. Ueber die Schweiz iſt dann gemeldet worden,
Wilſon ſuche weiter den Frieden zu vermikteln und verlange
nur eine Erklärung, daß Deutſchland die Antwwendug des rück
ſichtsloſen UBootkrieges auf Amerika nicht ins Auge faſſe oder
wieder zurückziehe. Darauf wird erwidert, daß die Durch
führung des UVootkrieges die allgemeine Anwendung verlangt.
Jm März wurde der Krieg erklärt, nachdem das mexikaniſche
Teleromm Zimmermanns bekannt wurde, das ſchon im Januar
zur Abſendung gelangt war.

Damit iſt das Refevat Sinzheimers beendet, und es wird in

die Vernehmung des Grafen Bernſtorff
eingetreten.

Botſchafter a. D. Graf Bernſtorff: Wilſon hat Anfang Auguſt
ſofort nach Ausbruch des Krieges eine erſte Friedensver-
mittlung verſucht. Jm September hat er einen zweiten
Verſuch machen laſſen, der daran ſcheiterte, daß die Entente
gar nicht geantwortet hat. Wenigſtens habe ich nichts davon
gehört. Wilſon hat im Auguſt eine Proklamation an das ameri
kaniſche Volk erlaſſen, in der er die Amerikaner zur Neutralität
auffordert, weil eine ſo erregte Stimmung entſtanden war, daß
die Privatbeziehungen darunter litten. Jn der Proklamation
hat er ſchon erklärt, daß das amerikaniſche Volk das einzige
Volk wäre, das in der Lage wäre, den Krieg zu beendigen, wenn
es dem Streit fernbliebe „und daß es die einzige Großmacht ſei,
die genügend Macht und Einfluß habe, um dieſes Ziel herbei-
zuführen. Das iſt die Politik Wilſons geweſen. Als das zweite
Friedensangebot ſcheiterte, hielt er es für notwendig, ſich mehr
zurückzuhalten. Er ſandte trotzdem Oberſt Houſe im Winter
1914/15 nach Paris, London und Berlin, wo er im
März war. Er ſollte die Friedensvermittlung Wiſlons vorbe
teiten. Als er von Berlin zurückkam, ſagte er, der Augen
blick wäre noch nicht gekommen. Es wäre noch nie
mand bereit, auf einen Frieden einzugehen. Er würde aber
ſpäter wieder nach Europa gehen, um zu ſehen, ob etwas zu
machen ſei. Wilſon hat zum erſten Male mit mir über den
Frieden geſprochen, als ich nach der „Luſitania“-Ange-
legenheit eine

Kudienz bei Wilſon
bekam, als die Gefahr des Krieges mit Deutſchland ſehr drohend
war. Damals ſagte er, wir ſollten durch ein Nachgeben im
U-Bootkrieg einen Appell an die Moral richten, da nur durch
eine Verſtändigung, nicht mehr durch die Waffen der Krieg end
gültig entſchieden werden könnte. Würden wir den U-VBoot-
krieg aufgeben, ſo würde er auf Aufhebung der engliſchen Aus
hungerung drängen. Das engliſche Kabinett werde darauf ein-
gehen, und er hoffe, daß damit ein Anfang gemacht ſei für eine
Friedensaktion im großen Stiele. Das war am 2. Juni 1915.

Nach dem erſten Telegrammwechſel über die „Luſitania“
ſchien der Krieg unvermeidbar. Jch ging zu Wilſon und ver
abredete, um Zeit zu gewinnen, daß Herr Meyer-Gerhard nach
Berlin reiſen ſollte. Wilſon ging darauf ein und verſprach,
daß er, bis dieſe Miſſion Erfolg gezeigt habe, keine ernſtlichen
Schritte tun würde, welche zum Bruch führen könnten. Der
Notenwechſel über die „Luſitanig“ ging weiter, aber inzwiſchen
wurde ein anderes engliſches Schiff tvorpediert, und es kam
zum zweiten Male faſt zum Kriege. Es wurde unſererſeits
nachgegehen, indem zugeſtanden wurde, daß Paſſagierdampfer
nicht ohne vorherige Warnung torpediert werden ſollten. Auf
eine Anfrage des Vorſitzenden erklärt der Zeuge, daß er nicht

s

lich gab Wilſon nach. Er würde ſich damit begnügen,
wenn wir erklärten, daß ſolche Repreſſalien Neutrale nicht
treffen dürften. Dieſe Erklärung war eben fertig und ſollte
r t werden, als in Verlin der verſchärfteU-Bootkrieg erklärt wurde. Es wurde alſo nichts aus
dieſer Löſ (Der Vorſitzende ſtellt feſt, daß es ſich nur
um den verſchärften, nicht um den unbeſchränkten UBootkrieg
handelt.) Bald darauf wurde die „Suſſex“ torpediert.
Jetzt kam eine endgültige Einigung zuſtande. Der U-Vootkrieg
ſollte nach den Grundſätzen des Kreuzerkrieges geführt werden.

Jm Laufe des Winters war Houſe zum zweiten Male
nach Berlin gefahren, wo er im Januar 1916 war. Als er
zurückkam, erklärte er mir, daß der Hauptwiderſtand gegen
einen Frieden vorläufig noch in Paris zu finden wäre, daß er
in England eine gewiſſe Bereitwilligkeit
funden hätte. Auch in Berlin habe man geſagt: Wir wür-
den zu geeigneter Zeit bereit ſein, auf eine amerikaniſche Frie
densvermittlung einzugehen.

Ich habe zum erſlen Male von der Abſicht der kaiſerlichen
Regierung, den Wilſonſchen Wünſchen entgegenzukommen, durch
ein Telegramm gehört, welches der Botſchafter Gerard nach
Erledigung der Suſſex- Affäre nach Waſhington richtete. Dort
ſtand, daß die deutſche Regierung nunmehr
bereit ſei, eine Sriedensvermittlung Wilſons

anzunehme i.
r habe darauf in Berlin angefragt, ob dieſe n
ei, und ein Telegramm erhalten, in dem geſagt wurde,

wegen der öffentlichen Meinung in Deutſchland noch einige Zeit
hingehen müſſe, daß es aber im allgemeinen der Wunſch ſei,
Wilſons Friedensvermithlung anzunehmen. Es müſſe aber
verlangt werden, daß Wilſon vorher gegen England vorgehe.
Es iſt vielleicht merkwürdig, daß ich mit einer Privatperſon,
wie dem Oberſten Houſe, über dieſe Fragen verhandelt habe.
Eine Geheimhaltung von Verhandlungen in Waſhington wäre
gang unmöglich geweſen. Die beiden Häuſer waren dort von
Journaliſten umlagert. Deswegen war es der Wunſch Wilſons,
daß ich dieſe vollkommen vertraulichen Fragen mit ſeinem in
timen Freunde Houſe in NewYork führte. Er ſagte mir, Wil
ſon hätte nicht mehr die Macht, England zu zwingen, den
völkerrechtlichen Normen zu gehorchen, weil der amerikaniſche
Handel ſo ſehr mit der Entente gebunden wäre, daß Wilſon
unmöglich dieſe Handelsbegiehungen ſtören könne, ohne einen
ungeheuren Sturm hervorzurufen. Jm Gegenſatz dazu wäre
er in der Lage,

einen Frieden ohne Sieg
herbeiguführen, und er hätte die Abſicht, das zu tun, ſobald dieGelegenheit dazu käme. Nachdem aber ein Pucher Schwitt in

Amerika allgemein als pro-deutſch bezeichnet wurde, könne er
ihn nur tun, wenn die öffentliche Meinung ſich etwas über die
Beziehungen zu Deutſchland beruhigt hätte. Er ſchlug eine
Pauſe vor und hoffte, am Ende des Sommers die Friedens
vermittlungen beſtimmt anbahnen zu können. Dann trat Ru
mänien in den Krieg ein.

Es werden dann die Jnſtruktionen verleſen, die dem
Botſchafter am 18. Auguſt mitgeteilt wurden, und wonach die
deutſche Regierung erklärt, daß ſie gern bereit ſei, eine Ver
mittlung des Präſidenten antzunehmen, und daß eine ent-
ſprechende Tätigkeit des Präſidenten nachdrücklich ermutigt wer
den ſoll, daß wir uns aber noch nicht anf irgend welche konkreten
Friedensbedingungen verpflichten könmen.

Graf Bernſtorff: Nach dieſen Jnſtruktionen, deven Jnhalt
ich Oberſt Houſe mitgeteilt hatte, ſagte mir der Oberſt, daß eine
Vermittlung Wilſons jetzt unmöglich und daher
aufgeſchoben wäre, weil infolge des Eintritts Rumäniens
in den Krieg die Entente völlig ſiegesgewiß gewor-
den wäre und Wilſon daher abweiſen würde.

Referent Dr. Sinzheimer: Dieſen Jnſtruktionen war eigre
telegraphiſche Anfrage des Reichskanzlers v. Bethmann Hollweg
vom 2. September voraufgegangen. Jn ihr hieß es, daß unſere
Weſtfront feſt ſteht, daß die Oſtfront durch die Kriegs
erklärung Rumäniens natürlich etwas gefährdet wäre, daß aber
ein Zuſammenbrechen der Front nicht zu beſorgen wäre. Bul
garien und die Türkei wären zuverläſſig. Es wurde dann ge
fragt, ob, wenn in Oſten keine größere Kataſtrophe eintreten
würde, eine Friedensvermittlung Wilſons möglich und er
folgreich wäre, wenn wir Belgien die bedingte Wieder
herſtellung zuſicherten. Anderenfalls müßte der rückſichtsloſe
U-Boot Krieg ernſthaft in Erwägung gezogen werden.

Graf BVernſtorff: Jch kann nur wiederholen, daß Oberſt
Houſe mir ſagte, die Friedensvermittlung Wilſons müßte
auf geſchoben werden, weil die Entente infolge des Ein
tritts Rumäniens in den Krieg ſiegesgewiß geworden war.
Dieſe Erklärung des Oberſt Houſe iſt mir auch ſpäterhin immer
als beſonders wichtig erſchienen, weil, als Wilſon wirklich Frie
densſchritte unternahm, ich glaubte, daß er nun beſtimmt davon
überzeugt wäre, daß ſie auch von der Entente angenommen
werden würden. Sonſt hätte es ja gar keinen Sinn gehabt, daß
Wilſon vorher erklärt hatte, eine Vermittlung ſcheine ihm eine
Ausſicht auf Erfolg zu haben.

Vorſitzender Warmuth: Das Telegramm vom 2. September
war in der Tat die Antwort auf das Telegramm der deutſchen
Regierung vom 18. Auguſt. Jn der Antwort vom 2. September
wird geſagt, Wilſon befürchte, von England kühl abgewieſen zu
werden. Falls aber Wilſon bei den Wahlen ſiegen würde, wofür
die Ausſichten günſtig ſtänden, wolle er ſofort eine Vermittlung
eintreten laſſen. Die Friedensvermittlung liege im amerikani
ſchen Jntereſſe, nach dem keine der kriegführenden Mächte
gruppen einen entſcheidenden Sieg erringen dürfe.

Graf Bernſtorff: Wichtig ſcheint mir i dieſem Zuſammen
hang auch ein Memorandum zu ſein,

vom Kaiſer ſelbſt geſchrieben
war und das Herrn Gerard nach Amerika mitgegeben werden
ſollte, als er auf Urlaub dorthin fuhr.

Referent Dr. Sinzheimer: Dieſes in engliſcher Sprache ab
gefaßte Memorandum bezieht ſich nur auf den UVootKrieg,
nicht aber auf die Friedensaktion.

Graf Bernſtorff: Nach meiner Erinnerung hat aber gerade
dieſes Memorandum in Amerika den tiefſten Eindruck
gemacht. Es iſt datiert vom 9. Oktober und ſtützte ſich auf eine
Unterredung, die rr Gerard in Charleville mit dem
Kaiſer gehabt hatte. Jn dieſem an Gerard gerichteten Memo-
randum heißt es:

„Euer Exzellenz haben Seiner Majeſtät bei Jhrer Unter
redung in Charleville im Hauptquartier geſagt, daß Präſident
Wilſon gegen Ende des Sommers bereit ſein würde, ſeine
guten Dienſte anzubieten, um don Frieden herbeizuführen.
Die deutſche Regierung hat keine Nachricht darüber, ob der
Präſident an dieſer Jdee noch feſthält und hinſichtlich des
Zeitpunktes, zu dem er dieſen Schritt unternehmen will. In
zwiſchen hat aber die Führung des Krieges eine ſolche Form
angenommen, daß die deutſche Regierung glaubt, daß es ihre
Pflicht iſt, Euer Exgelleng mitzuteilen, daß ſie es für

nötig halten würde, die bevorſtehende Aktion
des Präſidenten zu beſchleunigen, damitfie nicht zu ſpät im Jahre ſtattfindet.

ür rin
t habe es aus ſönlichen Gründen nicht

rd, ſondern Oberſt e

denten Wilſon übermiktelt hat.
redungen, die zeitlich hierauf en wurde immer
tont, vor der Wahl des Präſidenten Wilſon ein
ine Der Wenher Kichtng dar die

Cohn: 9 ng esdum ſo großen Eindruck in Amerika gemacht? n
Graf BVerſtorff: Dem amerikaniſchen Volke warMemorandum natürlich unbekannt, wohl aber hat es a

Eindruck auf die amerikaniſche Regierung Gemacht
zwar inſofern, als von jetzt ab in Amerika die feſte n
e eritſtand, daß die deutſche Regierung veten
ein würde, eine Vermittlung Wilſons an t

nehmen. Die Präſidentenwahl fand am 7. November be
Der Wahlausgang war ſo außerordentlich unſicher, ung
am erſten Abend noch nicht wußte, wer geſiegt hatte. Es ing
einem ſeidenen Faden, und es dauerte wegen der genauen a

lung in den Weſtſtagten ſehr lange, bis das Enderxdi
eſiſtand. Dieſe Verzögerung iſt wichtig, weil ſich darmig g
klärt, daß Präſident Wilſon erſt nach rin Zeit ein
FriedensſhHritt tun konnte. Jch ſpäter erfahbaß Wilſon die Friedensnote die er am 18. Dezember

ſandte, ſchon Mitte November aufgeſebt, aber
ſeinem Schreibtiſch behalten baite, weil damals in Amerh
wieder wegen der belgiſchen Deportationen eine antiden
Welle durch das Land ging. Oberſt Houſe hat mir mitgetei
daß das ſchon Mitte November fertige Friedensangebot ng
gboeſchickt worden ſei, weil es wegen Stimmung im V
Wilſon vor der öffentlichen Meinung nicht de

antworten konnte. i.verlieſt im AnſchlußDer Vorſihende Warmuth daeinen Bericht des Grafen Bernſtorff darüber
dem ſt be m rlich durch Oberſtil ſon vertvan t Houſe mteilen laſſen, er werde baldmöglichſt neue riecht d
Bedingung ſei, daß 7 dahin möglichſt wenig von Frieden
vermittlung im Deutſchland geſchrieben und geſprochen werd
und daß alle N-Boot-Kontroverſen vermieden würden Wihſg
glaube, ſeine Vermittlung nur eintreten laſſen zu körnng wiellen
wenn die öffentliche Meinung in Amertka günſtig bliebe, wer Flickſtof
halb ſowohl UBootKontrovorſen wie die belgiſchen Den mehr
tationen die Chancen verſchlbechtert häthen. Der Berichterſtatg gezogen
Dr. Simzheimer zieht daneben noch ein Telegramm Bernſtor Vern
vom 4. Dezember an, nach dem ihm Lanſing beſonders eindrins wordenen
lich von dem Proteſt wegen der Deportationen geſprochen habt ar 300
Zur Ergänzung führt er eine Jnſtruktion Vethmanns an, in r t
darauf hingewieſen wird, daß die Marine den unbeſchränkte t
UBootkrieg wünſche, daß ſich aber die Geſamtlage dadurch in Gu
dern könnte, daß er eine Friedensvermittlung vorſchlage Dot teute
müſſe aber bald geſchehen. Weiterhin wird auf die Mögliche das D
eines gemeinſamen Schrittes Wilſons mit dem Pavſt, ultre, an
König von Spanien und den übrigen europäiſchen Rer
trolen hingewieſen. Aus den weiteren Angaben des Grgig
Bernſtorff geht hervor, daß Wilſon das Friedensange,
bot der Mittelmächte, das am 12. Dezember 1916 öffentlich
folgte, bedauert hat. Gr hat durch den Oberſten Houſe den
Grafen Bernſtorff aus ſprechen laſſen, daß dieſer Friedensſchrit ben wer

von dem dem Grafen Bernſtorff vorher nur ſtreng vertraulig triebe zuſa
zu ſeiner perſönlichen Jnfomation Mitteilung gemacht word

war als eine DiGefährdung ſeines Schrittes
anſehe; die Tatſache des Schrittes würde auf Schwäche t
Berlin hindeuten.

Auf verſchiedene Fragen der Abgeordneten, die dm Untey
ſuchungsausſchuß angehören, unterſtreicht Graf Vernſtorff, da
dieſe Auffaſſung Wilſons eine Gefährdung ſeiner Aktion de

wurden 24
hoffen, die
u können.
hirchgeführ

halb geſchienen hätte, weil eine ſolche Aktion von ihm nur Au, müſſen. F
ſicht auf Erfolg gehabt hätte, wenn die Mittelmächte ganz ſt entwurf iſt
dageſtanden hätben. Jetzt werde angenommen, daß Deutſchland durchreführ
den Frieden ſehr nötig haben müßte. Aufträge.Dr. Kirſchenſteiner ſtellt feſt, daß demnach nicht R Fir wollen
die ſtolze Sprache des deutſchen Friedens zum Fertie

ſchrittes, der unſere militäriſchen Grfolge aufgählte, ſo möglich.
dern im Gegenteil der Eindruck unſerer Un gehen. W
fähigkeit, auf die Dauer ſiegreich zu bleiben, auverw
geſchadet hätke. ben erklärt Graf Bernſtorff, a waltung
habe den Eindruck gehabt daß die amerikkaniſche Regierung o Lvervfle
dauert hätte, des erſten Schrittes beraubt geweſen zu ſein. Vervalt

Die weitere Vernehmung des Gwafen Bernſtorff wird dan veſahungst
auf morgen früh 10 Uhr vertagt. zwejeinunerträ

vflegung w

Die „Große Kommiſfion“ der Entente r rn
Paris, 21. Oktober. Ieberwachat

Bekanntlich verlautete vor einiger Zeit, daß die Frieden Werſchwem
konferenz ſich in den nächſten Wochen auflöſen würde und kehr
Rat der Delegierten aller Länder die noch zu erledhzender
Arbeiten übernehmen werde. Der Oberſte Alliierte Rat u
ſchloß nun im Zuſammenhang damit, daß Delegierte
aller Großmächte dieſer „Großen Kommiſſion
angehören dürfen, ſelbſt wenn ihr Staat das Friedensabkommtnoch nicht ratifiziert hat. Dieſe Beſtimmung würde vor allem u 22] Kri
Amerika zutreffen. Man nimmt nämlich an, daß die Rat Oswa
zierung durch Amerika bei der Auflöſung der Friedenskonferen, Käfig dure
noch immer nicht erfolgt ſein wird. Eine entſcheidende Stimul die Wort
ſoll dann Amerika aber in der Kommiſſion nicht bekommen. ſeiſeres W

„Ach,

„Der ſtarke Guſtav
Der Herr Reichswehrminiſter hat mit ſeinem Auftreten b Alingel.

bedrohlichem Streiks keine e ri Hand. Deshalb nicht, weil Wünſchen
er zwar mit ſcheinbar großer Energie dreinfährt, aber n nichtsjedesmal vor dem Weſen der Gegenſeite Zurückzieher u b von
dachgeben gemacht hat. So war es mit ſeinem Erlaß gegen e vernünftig

ſtreikenden Eiſenbahner im drühighr, ſo war es ſetzt wied Y meiner To
mit ſeinem neueſten Eingreifen. ie ſein Auftreten dort w M hHunſt dur
es wirken ſoll, beurteilt wird, ergibt ſich aus der Rede ein W roll de
Führers der Verkehrsangeſtellten in deren geſtriger Verſann Wind reich
lung in den Sophienſälen. Dort hat ein gewiſſer Kloſe a ſtahl dam
geführt, die Arbeiterſchaft laſſe ſich durch keinerlei Maßnahnu h am
und Verhaftungen von Arbeiterfunktionären beeinfluſſen d enes meir
ſtarke Guſtav werde nichts erreichen und es ſeien ihm a Erfolg wa
ſweitag von dem Redner und anderen bei ihm erſchienen Sie un

Arbeitern derartige Wahrheiten und direkte Grobheiten geſ. Oswal
worden, daß der Redner darüber verwundert c von ihm n und ſtarrte
hev ausgeworfen zu ſein. Der Redner habe ſeine Zuſtimmu Worte zu
dazu gegeben, die Staßenbahner dem ſtarken Guſta Unt i
eigen, daß ſeine Verfügungen nur „einen ndred“ erlippen Es müſſe der Behörde gezeigt werden, daß die Arbeit „Menſ
ich nicht durch Verfügungen in alle Winde zerſtreuen laſſen. Doch verle

Wir haben, ſchreibt die „Dtſch. Tages uns in d M Rüngen witagletzten Tagen einer Kritik der Nos ſchen Salbyeiten enthalten

um dem Herrn Reichswehrminiſter nicht wieder Gelegenheit
untergehen

brecheriſcheKrokodilstränen über die Untergrabung ſeiner Stellung do
rechts her zu geben. Um ſo ſcheint uns der b ſei Das
weis darauf, daß Herr Noske ſelbſt es jſt, der feine Aue V feine Züge
abbaut und bei diefer Tätigkeit ſchon auf einem Punkte a V „O, dlangt iſt, wo er von den S nicht mehr ernſt genennu M urgelte er
wird. Dr große Mund und die liebevolle Pflege eines beſon M ünmmert
kräftigen Tones bei jeglicher Gelegenheit zu vedneriſhel Tochter

Leiſtungen machen e eben noch nicht allein Hinaus r
i mich w
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1 Verlin, 21. Oktober.aſt. Miniſtertiſche: Dr. Mayer.in 4 Lndent e eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 20 Min.
a den. e der Tagesordnung ſtehen zunächſt Anfragen

ehe V u ine Anfrage Dies (Zir wie die Reichsregierung
Menor, Verpflichtun den Valutaſchuld nern gegenüber

ügen denbe, antwortetwar g in Reg lerungévertreter: Gegenüber dem neutralen Aus-
es deſg I ſt niemals ein Zahlungsverbot evlaſſen wor

wia e Die Valutaver pflichtungen hätten alſo auch
feſte h der Deviſenordnung von 10916 beglichen werden können.v rhn Heviſenordnung von 1917 hat die Begleichung der
J ereit waverpfli n nicht verboten, ſondern nur unter die
emer. rotle der Reichsbank geſtellt. Dieſe hat Anträgen

Deviſenagbgabe zur Abdeckung von Valuta-Es in n eflichtungen tn berechtigten Fällen ſtets ſtattgegeben.
o rechtliche Entſchädigungspflicht des Rei-nren u z lann daher nicht anerkannt werden, beſonders nicht gegen

dar biit den Städten und Handelsfirmen, die für Lebensmitlelein-
Zeit e Valutaverpflichtungen übernommen haben. Gegenüber
r erſt feindlichen Ausland ſind allerdings Zahlungsverbote er
den worden, aber auch deswegen kann eine rechtliche Verpflichwer e des Reiches zu einer Hilfsaktion nicht anerkannt werden.
m n zahlung4ve rbote ſind nur VerhaltungsmaßnahmenSteuer Tenüber den Zahlungsverboten der feindlichen
mitgete Ander. Die Begleichung der Verbindlichkeiten gegen dasFeteih indliche Ausland iſt durch den Friedensvertrag geregelt. Es

m a weben Verhandlungen, für geſetzliche Maßnahmen zugunſten
icht d. Schuldner, ſofern die Mittel dazu auf einem anderen als

er, n Anleihenwege beſchafft werden können.
buß Auf eine Anfrage Frau Weber (Ztr.) wegen Not

ndsmaßnahmen in der Beſchaffung von Kleidung und
für kinderreiche Familien wird geantwortet, daß be

a

tiſche

chtliche Mengen jetzt bereitgeſtellt worden wären.Hrn T x die zweite Beratung des Haushaltes bei dem Ab
Frieden nitt Reichsſchatz miniſterium.
n werh Miniſter Dr. Meyer:n. Wilſg Die Verwaltung der im Kriege entſtandenen großen in
können iſtriellen Unternehmungen unter Beteiligung des Reiches

liebe a R ligſtoff, Aluminium, Elektrizität wird
en Den t mehr viel Arbeit verurſachen, da ſie, in Geſellſchaftsform
ichterſtatg ufgezogen, ſich ſchon ſelbſt tragen. Eine Hauptarbeit liegt in
Vernſter Lerwaltung und Verwertung des en behrlich
s eindrin, zwordenen mobilen und immobilen Heeresgutes. Heute haben
ochen b r die 3090 Heereslager und die 8000 weiteren Stellen, wo ſich
an, in esgut befindet, feſt in der Hand. Eine faſt vollſtändigee chränktg nventur iſt durchgeführt. 150 Millionen Mark für verun-
r än. deutes Gut ſind zurückgewonnen; von weiteren 400 Millionen
M du das zu hoſfen. (Veifall) Kontrollſtationen ach
p en und außen ſind allenthalben errichtet. 95 Prozent der
ſchen a horwürfe gegen das Reichsverwertungsamt ſtud gegenſtandslos.
e Wugn Milliarden Mark ſind aus mobilem Heeresgut erlöſt worden.
ans an a Bravol) Die Verwertung der Jm mobilien ſtellt
Fentligh, ins vor neue gewaltige Aufgaben. Die Heeresbetriebe
Houſe du ſollen in Friedensbetriebe umgeſtellt und ſo weiter be
edensſrſt ben werden, vorausgeſetzt, daß ſie ſich rentieren. Dieſe Be
vertraulg riebe zuſammen werden den

worg größten Jnduſtriekonzern der Welt
t Die Betriebe ſind mit äunßerſtem Raffinement ausge
baut für den militäriſchen Zweck. Um ſo ſchwieriger iſt

de Um ſtellung für die Friedenszwecke. Dieväche i NREhulverfabriken ſind nicht zu verwerten. Fm Kriege
wurden 240 000 Arbeiter beſchäftigt, jetzt noch 45 000. Wir

dm Unter heffen, dieſe Zahl in einigen Monaten vielleicht wieder erhöhen
ſtorff, da m können. Doch werden da, wo die Umſtellung noch nicht
Iktion de Dirdoeführt werden konnkte, noch Entlaſfungen ſtattfinden
nur Au müſſen. Für die Entlaſſenen ſoll geſorgt werden. Ein Geſetz
ganz ſtack entwurf iſt in Vorbereitung. Die Akkordarbeit iſt überall

Deutſchlan durcheführt, wo es angängig war. (Bravo!) Wir brauchen
Aufträge. In dieſer Richtung iſt es gut vorwärts gegangen.

ach nicht R Vir wollen in unſeren Betrieben das Eiſen vom Roheiſen bis
iedené zum Fertigfbrikat bearbeiſen. Nur ſo iſt eine Rentabiſität
ählte, ſo möglich. Eine eingehende Denkſchrift wird dem Hauſe zu
rer Un ehben. Wir übernehmen andererſeits die geſomte Reichs
leiben, auverwaltung und die geſamte gktive Militärver-iſtorff a M ralitun g. Dazu kommt die Unterbringung und
ierung u MLerbflegung der Veſatzungstruppen, neuen
ſein. Lervaltungskommiſſionen uſw. der Allijerten. Die
wird dann bBeſahungstrupven zu ihrem Unterhalt pro Jahr

zweſeinhalb Miſligrden Mark erfordern. Das iſt
unerträg lich. (Sehr richtigl) Der Begriff der Ver
vflegung wird ſoweit ausgedehnt, als überhaupt denkhar iſt.

ntente Dann kommt, daß die Franzoſen bis jetzt für 900 Millionen
Park requiriert haben. Die beiden in Berlin zu erwartenden

Oktober. Ieberwachungskommiſſſonen werden Berlin und ſeine Hotels
Frieden kberſchwemmen. Eine erbeiene Verringerung wurde chaeſehnt.
und eie

Nachdruck verboten.
e 0egierte 6 0 drn Die beiden Hildebran

abkommer

allem i i 22] Kriminalroman von Heinrich Tiaden.
e M. „wald Hildebrand, der wie ein wildes Tier im
e Sinn I Käfig durch das Gemach ſtürmte, blieb ſtehen, als hätte er
im die Worte nicht begriffen. Plötzlich aber ſtieß er ein

heiſeres Lachen aus.

„Ach, ich vergaß ja ganz, daß auch von dieſem Jhrem
ſauberen Plan im Hauſe meines Vaters die Rede war.

reten „Ganz recht,“ ſprach Bürklin, die Hand imnier auf der
nicht d Lüngel. „Jch habe damals Jhren Vater gebeten, meinen
gabe m Rünſchen gemäß auf Sie einzuwirken. Jhr Vater wollte
eher I nichts von meinem Plan wiſſen, doch ich hoffe, Sie werden
gegen e P ernünftiger ſein. Es reizte mich, einen berühmten Mann
t wied V meiner Tochter zum Gatten zu geben, denn ſie ſelbſt iſt der
n Hunſt durchaus ergeben. Laurg iſt ſchön, gebildet, geiſt-
ſern toll das haben Sie wohl ſelbſt bereits feſtgeſtellt
loſe an und reich, ſogar ſehr reich. Und Laura liebt Sie. Jch
ahnen I obl damals, als ich die Sache einfädelte, bei Gelegenheit
ſen. d enes meiner Beſuche Jhr Bild und gab es Laura. Der

ihm a Erfolg war, wie ich es wünſchte. Wie geſagt, Laura liebt
er e und Sie werden Laura heiraten.“
n Bald ſtand unbeweglich in der Mitte des Zimmers
ſimnm nd ſtarrte mit funkelnden Augen auf den Mann, der dieſe
Guſn e orte zu ihm ſprach. Seine Zähne gruben ſich tief in die
et wt Unterlippe, ſo daß Blutstropfen hervortraten.
Arbeit L ich habe Jhre Schuftigkeit noch unterſchätzt.
laſen rn verlaſſen Sie ſich darauf, daß Jhr Plan nicht ge
u lingen wird. Eher will ich mit meinem armen Vater
enben 5 antergehen, ehe ich in nähere Berühurgn mit Jhrer ver
lung do brecheriſchen Sippe trete.“
der hip Das Geſicht des Maklers veränderte ſich plötzlich
Auvel eine Züge verzerrten ſich.
kte „O, das hätten Sie nicht ſagen dürfen Sieſen rgelte er hervor. „Mich konnten Sie beſchimpfen was
weiß ummert das mich doch meine Tochter meine

chter

inaus51
Seine Stimme wurde plötzlich brüllend.

mit Jhnen, Sohn eines Mörders. Nie werdemich wieder bei Jhnen blicken laffen, doch dafür kommt

erwertung der Militärbetriebe
Eine Reichswirtſchaftsdebatte

Jm beſehten Gebiet wird der Neubau
von Offiziers wohnungen, das heißt Familien
wohnungen und Kaſernen verlangt, die vorläufig
300 Millionen Mark beanſpruchen würden. Das iſt nicht zu er
tragen. Die Fortſetzung dieſes Gebahrens wäre ein Aus
ſaugungsakt der Entente, der ſchließlich dieſer ſelbſt
ſchadete. Unmittelbar nach Friedensſchluß müſſen die
Seife trupp er vermindert werden. (Lebhafter

fall.
Abg. Giebel (Soz.): Der Bericht über die Militärwerk-

ſtätten gibt ein troſtloſes Bild. Die Militärverwaltung
in den Herres- und Marinebetrieben hat unglaublich ge
wirtſchaftet. Die Produktion muß möglichſt ge
hoben werden. Daber erſcheint hier der Akkordlohn an-
nehmbar, ſolange er nicht zur Lohndrückeei benutzt wird. Die
Bekleidungsämterz ſollten nicht zu ſtark verringert wer-
den. Bei der Schaffung von Muſterbetriebon muß beſonders auf
das Mitbeſtimmungs recht und auf die Tarifver-
träge für Arbeiter und Angeſtellte Bedacht ge
nommen werden. Die juriſtiſch gebildeten Finanzvber-
waltungsbeamten ſollten durch techniſch vorgebildete
Beamte ergänzt werden. Das Reichsverwertungs-
amt hat wenig Freunde.

Abg. Erſing (Ztr.)y: Die Umſtellung der Betriebe,
für die 425 Millionen Mark angefordert werden, iſt ein Werk,
das noch kein Volk übernommen hat. Unrentable Betriebe müſſen
aufgegeben werden. Die Nationalverſommlyng hat der Re
gierung ihr Vertrauen bewieſen durch Bewilligung der Mittel.
Es iſt nun an den Arbeitern und Begmten, durch treue Pflicht
erfüllung dafür zu ſorgen, daß die Betriebe gut arbeiten.

Abg. Gothein (Dem.): Wenn die Feinde jetzt ſo ungerecht-
fertigte Anſprüche an uns ſtellen, werden dieſe Beträge von
unſeren Friedensver pflichtungen in Abzug ge
bracht werden müſſen. Die Entente hat ſelbſt das größte
Intereſſe daran, daß die Beſetzung nicht immer-
während bleibt, und daß ſie baldigſt verringert wird.
Die Aufgaben des neuen Miniſteriums ſind umgeheuer. Um-
ſtellungen können ohne Schädigung der Reichs-
finganzen nur vorgenommen werden nach Anhörung von
Fachleuten. Nur die Akkordarbeit kann aus der Lotter-
wirtſchaft herausführen. Sozigle Muſterbetriebe
können die Reichsbetriebe werden, wenn Arbeiter und An-
geſtellte reſflos ihre Schuldigkeit tun. Zuſchuſſbetriebe können
wir nicht brauchen. Alle Metgalle verarbei enden Betriebe
müſſen unter einer Leitung zuſammengefaßt werden.

Miniſter Dr. Mayer: Wir werden die zwölf Be
kleidungsämter nach Möglichkeit weit beſtehen lafſeri.
Wer wir dürfen auch dem Handwerk nicht alle Aufträge
entziehen. Den Technikern ſind bereits im weiteſten Maße
leitende Plätze eingeräumt

Hierauf vertagt das Haus die Beratung auf morgen 1. Uhr.
Schluß 6 Uhr.

Die landwirtſchaftliche Verwaltung
vor dem Preußenparlament

Berlin, 21. Oktober.
Am Miniſtertiſche: Braun
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung vor faſt leeren Vän

ken um 12 Uhr 25 Min.
Jn Veuntwortung kleiner Anfragen teilt die Regierung

mit, daß ein Ausſchuß eingeſetzt worden ſei zur gerechten
Verteilung des zerſchlagenen Glockengutes unter den betroffenen
Gemeinden. Den notleidenden Schauſpielern im ehemaligen
Hoftheater Hannover ſei durch Teuerungszulagen ge
holfen worden. Ein Zwang zur Beobachtung der raligiöſen
Eidesformel beim Zeugeneid ſei mit der Reichsverfaſſung
nicht vereinbar.

Die zweite Haushaltsberatung wird bei der londwirt-
ſchaftlichen Verwaltung forigeſetzt.

Abg. Graf von Kanitz (Deutſchnational): Das Banden-
wefen nimmt noch immer größere Formen an, ohne daß die
Entente irgendwie hilft. Täglich begehen die Polen Grenz-
verletzungen und die Entente ſchretet nicht dagegen ein.
Die preußiſchen Landwirte werden nicht mehr zu niedrigen
Preiſen ihre Ware verkaufen, wenn ihnen nicht die Verſicherung

Unſer n reſulfiert weniger aus der A vor der
polniſchen Wirtſchaft, als vielmehr aus dem Pewußtſein, daß
das deutſche Reich uns nicht mehr unterſtützen
wird. Niemals en wir unter der polniſchenHerrſchaft ſtehen. Jch empfehle den Antrag, die
Zwangs wirtſchaft in den öſtlich des polniſchen Korridors
liegenden Teilen von Weſtpreußen und in Oſtpreußen
aufheben will.

Abg. von Keſſel (Deutſchnational) beantragt Maßnahmen
zur Bekämpfung des Mangels an Arbeitern und Handwerkern
auf dem Lande, ſowie gegen die Abſchlachtung von Milchkühen.

Abg. Jacobi-Raffauf (Ztr.) beantragt, bei den Beſatzungs-
truppen dahin zu wirken, daß ſie Gehöfte, Scheunen und
Stallungen zur Sicherung der Ernte freigeben.

Abg. Dr. SchreiberHalle (Dem.) beantragt eine Neu
regelung der Zuſammenſetzung der Landwirt
ſchaftskammern.

Abg. Frau Heßberger (Ztr.) befürwortet die Einſtellung
von Frauen bei den Landwirtſchaftskammern und im Landwirt
ſchafts miniſterium.

Abg. Peters-Hochdonn (Sog.) wünſcht die Ausdehnung der
kleinen Pachtland-Ordnung auf Grundſtücke bis zu einem hal

ben Hektar Größe. 4Abg. Rippel (Deutſchnation fordert die Aufhebung der
Verordnung über die Sicherſtellung der landwirtſchaftlichen
Arbeiten

Abg. JacobiNaffauf (Ztr.) beantragt, die Friſt für die Ge
währung der Frühdruſchprämie dem Klima der einzel-
nen Landesteile anzupaſſen, die Schädlinge des Weinſtocks
ſchärfer zu bekämpfen und den Winzern den Weinzucker
rechtzeitig zur Traubenernte zu liefern.

Abg. Heß (Ztr.) fordert die Einberufung des Wein-
parlaments.

Jn förmlichen Anfragen erſuchen die Demokraten um Aus
geſtaltung der wiſſenſchaftlichen Forſchung zur Förderung
der Landwirtſchaft und Jnduſtrie, die Unabhängi-
gen Sozialiſten um Regelung der Landarbeiterverhältniſſe und
Bekämpfung der Lieferſtreiks der Landwirte, das
Zentrum um Bekämpfung der Reblausplage im Heimbachtale,
die Deutſch Hannoveraner um Verſorgung der Landwirtſchaft
mit Kalkdünger.

Abg. Wittich (Soz.) eröffnet die allgemeine Ausſprache mit
einem Appell an die Landwirtſchaft, ihre Produktion nach
Kräften zu ſteigern, da von der beſſeren Ernährung die
Lebens und Leiſtungsfähigkeit des gangen Volkes abhänge.
Leider verſagen auch die Landräte zum großen Teil in der Auf
klärung der ländlichen Bevölkerung und in der Kontrolle der
Ablieferung spflicht.

Mittwoch 12 Uhr: Fortſetzung.
Schluß 514 Uhr.

Die preußiſche Landesverſammlung wird am
24. d. Mts. eine zehntägige Pauſe in ihren Beratungen
eintreten laſſen. Die Nationalver ſammlung wird in

en beiden erſten Novemberwochen keine Vollſitzungen abhalten,
um den Ausſchüſſen genügend Zeit für ihre Arbeiten zu geben.

Totaliſator und Prämienanletihen

gegeben wird, daß ihre Waren auch wirklich an Deutſchland ge
langen. Dann können ſie ſich auch darauf verlaſſen, daß dieſe
auch in die Hände des deutſchen Reiches gelangen werden. Den
jetzt beſtehenden gewaltigen Schmuggel hann man nur durch
eine Erhöhung der Freiheit unterbinden. Man kann
auch unmöglich verlangen, daß alle für Preußen ihre Stimme
abgeben ſollen, wenn die Stimm berechtigten damit rech-
nen müſſen, von neuem unter die Zwangs wirtſchaft zu
kommen. Wir Oſtpreußen bleiben unter einer ſeeliſchen De
preſſion und haben das Gefühl, daß wir auf einem verlorenen
Poſten ſtehen. Das muß einmal offen ausgeſprochen werden.

der Staatsanwalt. Noch heute werde ich zur Kriminal
polizei gehen, um das Verbrechen, das vor dreißig Jahren
begangen wurde, zur Anzeige zu bringen. Hinaus!“

Oswald Hildebrand aber ſtand ſtarr und regungslos.
Der ganze Raum drehte ſich im Kreiſe um ihn, in wirbeln
den, beſinnungsraubenden Drehungen. Rote Wolken
wallten vor ſeinem Blick. Jn ſeinen Händen zuckte es
er hatte den heißen Drang, ſich ungeachtet aller Folgen auf
den Schurken zu ſtürzen. Ein Gedanke ſchoß ihm durch den
Kopf: „So iſt es einem Mörder zu Mute im Augenblick der
wahnſinnigen Tat

Doch aus dem wirbelnden Chaos, das feine Sinne zu
verwirren drohte, erhob ſich plötzlich das Geſicht ſeines
Vaters. Es hatte einen angſtvollen und bekümmerten
Ausdruck, wie er ihn noch nie im Antlitz des alten Herrn
wahrgenommen hatte. Und die lieben, freundlichen Augen
blickten ihn mit einer ernſten, dringlichen Warnung an.

Dieſe Erſcheinung brachte in der ſtürmenden Seele
e ghiss eine ſtarke Wirkung hervor. Er griff zu ſeinem

ut.
„Gut, ich verklaſſe Jhr Haus,“ murmelte er faſt un

hörbar, „weil ich in dieſem Augenblick mit mir ſelbſt un
eins bin, mit welchen Waffen ein Ungeheuer Jhrer Art zu
bekämpfen iſt. Doch Sie werden von mir hören.“

Er wandte ſich um und verließ, von einem plötzlichen,
unausſprechlichen Ekel ergriffen, mit großer Haſt das Ge-
mach. Er achtete kaum darauf. daß er in dem dunklen Flur
gegen das zornmiltige Dienſtmädchen ſtieß, das ihm nun
mit Knurren und Knodern zum Ausgang folgte, die Tür
öffnete und ſie mit ſchmetterndem Schlage hinter ihm ins
Schloß warf.

Oswald taumelte aus der Dunkekheit dieſes von einem
Fluche belaſteten Hauſes in den goldigen Sommerabend
hinein. Wie von einem Rauſch befangen, ohne nach rechts
oder links zu blicken, durchirrte er eine Anzahl Straßen.
Nur ein Gedanke beherrſchte all ſein Sinnen: er wußte
nun, welch ein Geheimnis ſeine Geburt umſchleierte
welch ein Dämon das Leben feines Vaters verfinſterte. Er
wußte alles nur das eine nicht das ESchreckliche.

Konnte es möglich ſein, daß ſein Vater an dem Tode
jener armen Gertrud Bürklin ſchuldig war oder war

e

Aus Berlin wird uns geſchrieben:
Der letzte ſonntägliche Rennlag auf der Grunewaſdbahn war

ein Ereignis beſonderer Art. Er verlief nämlich ohne den
zu unvermeidl ichen Skandal. Es müſſen alſo an dieſem

enntage nur ſehr wenige Leute ihr Geld verloren haben. Wer
nämlich ſein Geld verliert, macht Radau. Ein Vorwand dafür
oder auch ein Grund fand ſich ſtets. Jr ein ſportlicher oder
nichtſportlicher „Zwiſchemfall“ mußte herhalten. Die Entrüſtung
machte ſich in Prügelſzenen Luft. Ein ſchöner Beweis dafür,
daß auch eine Revolution den r Charakter nicht
ändert. Auch vor der Revolution ſpielte niemand, um zu ver
lieren. Selbſt in der Lotterie wurde man nicht gern ſein Geld
los. Die Sozialdemokratie betrachtete damals freilich ſolchen
Vevluſt als gerechte Strafe für die Spielwut, die zu ihrem Ent
ſetzen noch dazu vom Staat begünſtigt und ausgenützt wurde.
Die heutige revolutionäve Regierung nimmt die feſten Totali
ſatorſteuern noch lieber als die weit weniger ertragreichen
Lotterweſteuern. Ein gewiſſes volkswirtſchaftliches Moment iſt
dabei doch auch zu berückſichtigen. Wo ſollten denn die zahl
weichen und ſich trotz Verminderung des Tabaks immer noch ver
mehrenden Zigarrengeſchäfte ohne den Totaliſator bleiben
Fenner muß man doch auch noch einen weiteren volkswirtſchaft
lichen Geſichtspunkt ins Auge faſſen. Arbeitern namentlich
ſtweikenden und Angeſtellben muß doch durch den Totaliſator
Gelegenheit gegeben werden, ihre hohen Löhne anzulegen. Daß
dann die Verliorer immer auch gleich ſo z „Haltung Faſſung,Würde“ zuſammen mit ihrem Geld gſefen. iſt freilich ſchlimm.
Was werden ſie erſt machen, wenn ſie auf Erzbergers Prämien
anleihen nichts gewinnen

in jener ſchrecklichen Stunde auf dem See ein Unglück ge
ſchehen? Freilich wußte er aufs beſtimmteſte, daß ſein
Vater, dieſer Mann mit dem fröhlichen Herzen, keinen
Mord auf dem Gewiſſen haben konnte. Doch er verhehlte
ſich nicht, daß er dieſes Bewußtſein nur in ſeinem kind-
lichen Gefühl trug. Der Richter, für den es dieſes Gefühl
zu dem des Mordes Verdächtigen nicht geben konnte, würde
nur mit ſeinem Verſtande an die Unterſuchung des Falles
herantreten. Und wenn Bürklin beſchwor, geſehen zu
haben, Anton Hildebrand habe damals ſeine Gattin ins
Waſſer geſtoßen welcher Richter würde dann an ein Un
glück oder einen Selbſtmord, ſtatt an einen vorbedachten
Mord glauben? Das war ein Gedanke, der dem Umher-
irrenden dicke Schweißtropfen auf die Stirne trieb.

Aber wahrlich der Vater war unſchuldig an dem
Verbrechen. Er war nicht ganz unſchuldig an dem Tode
der Gertrud Bürklin doch was er daran verſchuldet
hatte, das hatte er im Laufe von faſt dreißig Jahren
hundertfach gehküßt. Oswald erinnerte ſich nun daran, wie
oft er in den Zügen des alten Herrn, wenn er ihn in der
Einſamkeit oder in ſeinem Atelier überraſcht hatte, den
Ausdruck eines tiefen, bitteren Wehs, eines unauslöſch-
lichen Grams wahrgenommen hatte. Dieſer Ausdruck war
zwar jedesmal bei ſeiner Annäherung verſchwunden, wie
weggewiſcht, ſo daß er immer an eine Täuſchung geglaubt
hatte. Das war ohne Zweifel der Gram um den Verluſt
der geliebten Frau und die bittere Reue, dieſen herben
Verluſt ſelbſt verſchuldet zu haben. Zu dieſen bitteren Ge
h trat noch die unaufhörliche Angſt vor dem Erpreſſer

ürklin
Aber wahrlich der Vater war unſchuldig! Daß

ſein Schmerz um die tote Gattin wahr, tief und echt ſein
mußte, ging ſchon aus der Totſache hervor, daß er nicht
wieder geheiratet hatte. Er hatte ſein Leben in der Ein
ſamkeit zugebracht, ganz dem Andenken an ſeine auf ſo
tragiſche Weiſe ums Leben gekommene Gattin gewidmet.
Die Erziehung des Sohnes, den die Gattin ihm geſchenft,
war die Aufgabe ſeines Lebens. Aufs treueſte und ge
wiſſenhafteſte hatte er ſie befolgt, dem Sohne war er VBoſer,
Lehrer, Freund geweſen von Anfang an

(Fortſetzung folgt.)
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Gautag des Rabattſparvereins- Verbandes
R. Deſſau, 21. Oktober.

Am Sonntag und Montag dagte hier der Gau Sahſen,
Proving SachſenAmhalt, Brandenburg im Verbande Deutſcher
Rabatt und Handelsſchutzvereine Deutſchlands unter Leitung
des Vorſitzenden Kaufmann Sardquiſt-Magdeburg. Eine Reihe
wichtiger Wirtſchafts- und Standesfragen kam zur Beratung
und Verabſchiedung. An den Beratungen nahmen zahlveiche
Vertreter von Handelskammern, u. a. von Deſſau und Magde-
vurg, als Vertreter des Slaatsrats von Anhalt Regierungsrat
Ackermann teil, der r e wer Förderung
durch die anhaltiſche Regierung ver!ſprach.Den erſten Vortrag hielt der Verbandsdirektor Senator

Beythien- Hannover über die Pflege der Standesſelbſthilfe
als einzige Gewähr für die Zukunft von Handel und Gewerbe.
Der Redner bezeichnete zunächſt die Arbeit als einziges Mittel,
aus der Miſere unſerer Tge herauszukommen. Die Geſundung
des deutſchen Volkes werde nicht von unteren, auch nicht von den
geſättigten oberen Schichten, ſondern aus dem mittleren Bürger
tum kommen, das an der Arbeit Freude habe. Die Pläne der
Gemeinwirt ſchaft des Staates fänden bei dieſen keine Gegen-
liebe, die ſozialdemokratiſche Lehre ſei zuſammengebrochen. Als
Erſatz werde dem Volke das Heil in den Konſumvereinen oer-
ſprochen, die die unerfülklen Träume der Maſſen verwirklichen
ſollten. Dagegen müßten ſich die Rabatt'parvereine durch
Aufklärung, Rabattgewährung und Verbilligung des Einkaufs
ſchützen. Jn ſcharfen Worten ging der Redner auch denSrgern und Wurherern zu Leibe, die er als Paraſiten be-
geichnete, die leider auch in dem Kaufmannsſtande anzutreffen

Syndikus Dr. Rauſch Deſſau ſprach über die Reichs
ern 1919 unter beſonderer Berückſichtigung der Umſatz

euer. Den Kern ſeiner Ausführungen legte er in nach-
der, einſtimmig angenonmmener Entſchließung nieder: „Der

Sautag richtet das dringende Erſuchen an die Nationalverſamm-
lung, die geplante Umſatzſteuer ſo einfach wie möglich zu Le
ſtalten, damit die Laſten von der Kaufmannſchaft getragen
werden können. Jm Eingelnen ſchließt er ſich dabei den vom
Deutſchen Handels und Jnduſtrietag und anderen Vertretungen
des Einzelhandels vorgetragenen Wünſchen an. Jnsbeſondere
verlangt er: Alle Nahrungsmittel und Bekleidungsgegenſtände
ſind gleichmäſig mit einer einheitlichen, gering zu bemeſſenden
Abgabe beim Verkauf an den letzten Verbraucher zu belegen.
Nur wirkliche Luxusgegenſtönde ſollen unmittelbar beim Pro-
duzenten oder bei der Einfuhr von einer darüber hingusgehenden
Luxusſteuer betroffen werden. Die Jnſeratenſteuer iſt niedrig
zu bemeſſen und ſoll nur die eigentlichen Angeigen umfaſſen.
Die Hodelſteuer ſoll erſt bei einem Zimmerpreis von 5 Mark
an beginnen. Die Agentenproviſion ſoll von der Umſatſteuer
befreit werden. Die Höchſtpreiſe ſind den Steuererhöhungen
entſprechend zu ändern. Die für die Um'atzſteuer einzurichtende
Buchführung iſt nach einem einfachen Schema feſtzulegen, ſo
daß ſie auch von allen Kleingewerbetreibenden ausgefüllt werden
lann. Der Buchführuroszwang muß durchgeführt werden.“

Kaufmann von Rönne-Perleberg be handelte die Tarif
verträge. Er bezeichnete es auf Grund der Erfahrungen
für wichtig, daß man an den Verhandlungstiſch mit dem feſten
Vorſaß trete, ſchnell zu einem Reſultat zu kommen. Durch ab
ſich Tich zu niedrig bemeſſene Sätze werde höchſtens eine unnütze
Verſchleppung erreicht. Den Tarifverträgen vrophezeite er keine
lange Lebensdauer, weil fie der Eigenart des kaufmänniſchen
Berufes entgegenſtehen.

Der Gautag ſprach ſich gegen eine Sonderrabattoewährung
an Beqmienvereine aus MAs Ort des nächſten Verbondstages

Wittenberge gewählt, als nächſter Ort iſt Bernburg vor
n.

Der Streik der anhaltiſchen Metallarbeiter
Drahtnachricht unſeres Mitarbeiters.)

Deſſau, 21. Oktober.
Die Verhandlungen in der Lohnbewegung der

anhaltiſchen Metallinduſtrie ſind in ein kritiſches
Seadium getreten. Geſtern fällte der Schlichtungsausſchuß
einen Spruch, der für die verſchiedenen Städte des Landes und
Alters Kaſſen beſtimmte Löhne feſtſetzt. Der Spruch wurde von
den Vewbretern des induſtriellen Verbandes ohne weitere Be
gründung abgelehnt. Die Funktionäre des Metallarbeiter
orbandes nehmen heute zu der Sachlage Stellung

Dieskau, 21. Oktober. (Pfarrackerverpachtung)
Am Freitag fand hier im Gaſthofe des Herrn Pannicke die Ver
achtung des etwa 60 Morgen umfaſſenden Pfarrackers ſtatt,
wozu ſich außer den alten Pächtern zahlreiche andere Pacht
luſtige eingefunden hatten, ſo daß ſich bald ein bebhaftes Ge
ſchäft entwickelte. Die früheren Pachtpreiſe von 40—50 Mk. pro
Morgen wurden durchweg um das doppelte und noch höher über
boten, ſo daß die neuen Pächter ihre Parzellen mit 90 105 Mk.
und darüber als jährliche Pacht erſtanden. Bei der Verpachtung
des Herrn Schmeil gehörigen einige 20 Morgen umfaſſenden
Ackers, die einige Tage e ſtattfand, betrug der Pachtpreis
ebenfalls 80--90 Mk. und darüber pro Morgen und Jahr.

g. Burgliebenau, 21. Oktober. Diebſtähle ohneEnde. Beſitzwechſel.) Die nächtlichen Einbrecher und
Diebe arbeiten ohne Unterlaß und ſuchen ſowohl arm wie reich
heim. der Nacht vom Donnerstag zum Freitag drangen
Einbrecher in das Grhöft des Herrn Gutsbeſitzers Thielicke und
entwendeten zwei Kälber im Alter von 4 und 6 Wochen. Die
Spur der Einbrecher führte bis zum Rittergutshölzchen am
e ne von wo der Weitertransport miltelſt eines Ge

rw vollführt wurde. Es iſt dies der fünfte Einbruch in un
ſevem Orte
r zu legen, ſoll dem Vernehmen nach auch hier eine

inwohnerſch hr gebildet werden. Der von Herrn Sonne
mann hler innegehabte Gaſthof iſt durch Verkauf in den Beſitz
des Herrn Erdanann W welcher auch die Bewirt
ſchaftung desſelben ſchon ü nommen hat. Der neue Beſitzer,
aus der Provinz Sachſen gebürtig. hatte zuvor ein Beſitztum in
Oſtpweußen, das er der dortigen Verhältniſſe wegen veräußerte.

z. Lochau, 21. Okt. (Aus der Gemeinde.) Jn der
am Sonnt. ſtattgehabten Sitzung der Gerneindevertreter gab
der Gemeindevorſteher bekannt, daß er für die Kartoffelver
ſorgung der Verſorgungeberechtigten in der Gemeinde Sorge ge
wagen und ſich für die Beſchaffung von 250 Zentnern bemüht
habe. Die Anbaufläche jeder Haushaltung, ſowie die Ernte-
ergebniſſe ſollen zuvor jedoch noch feſtgeſtellt werden. Für die
Wahl eines Dorfgerichsſchreibers, welches Amt der bisherige
Inhaber niedergelegt hat, wurde Zimmermeiſter Richard Kuppe
in Vorſchlag gebracht und gewählt. Der Gewählte nahm das
Amt an. Die Beſoldungsfrage des Standesbeamten, welcher
bisher ſein Amt ehrenamtlich führte und dasſelbe niedergelegt
hat, führte zu einem Proteſt; die Verſammlurig verlangte Auf-
ſchluß über die Koſten für jede der in Betracht kommenden drei
SGemeinden, die dann ihrerſeits Stellung zur Sache nehmen

ten. Die Wohnungskommiſſion ſollte ihres Amtes walten,
e begiehbaren Wohnungen im Orte feſtſtellen und für die

Unterkunft einer Familie ſorgen. Hierauf wurde in der Sr
währungsfrage gur Wahl einer Verſorgungskommiſſion ge
jchritten, ſowie die Rechte und Pflichten derſelben im beſonderen
erläutert;
Haautt, Zullgcr, und Torgom, lag

innerhalb weniger Tage. Um don Räuben das

gewählt wurden die Herren Knittel, Alb. Schumann,

Herren Karl Schumann jun., Teichmann
Sodann gab der Gemeindevorſteher bekannt, daß die Wahl des
Fabrikarbeiters Alb. Zullger zum Gemeindevorſteher die Be
ſtätigung der zuſtändigen Behörde erhalten habe und die Amts
übergtbe nach Vereinbarung Sonntag, den 26. d. M., ſtattfinden
ſoll. Die Einführung einer Einwohnerſchutzwehr gab ſodann noch

aſſung zu Auseinanderſetzungen.
Magdeburg, 21. Oktober. (Luſtmord.) Zu dem Luſt-

morde in der Sudenburg teilt das Polizeipräſidium folgendes
mit: Die Ermittelungen haben ergeben, daß die Tat voraus
ſichtlich am 18. d. M., nachmittags gegen 58 Uhr, im Hauſe
Wolfenbüttlerſtraße 68, ausgeführt iſt. Jn dieſem Hauſe hat

rau Kleinau um die angegebene Zeit die Wohnung des Dre
bers Wilhelm Hirſchfeld aufgeſucht, um dort Beiträge zu
kaſſieren. Die Hirſchfeldſche Wohnung hat ſie nachweislich nicht
wieder lebend verlaſſen. Hirſchfeld iſt 81 Jahre alt; ob er den
man der Tat nicht für fähig hält, damals allein in der Woh
nung war, ſteht noch nicht feſt. Etwa eine Stunde ſpäter iſt dort
ein fremder Manm geſehen worden. Die Ehefrau des Hirſch-
feld iſt z. Zt. verreiſt und der 10 Jahre alte Sohn der Eheleule
hielt ſich zu jener Zeit außerhalb der Wohnung auf. Daß der
Mord in der Tat in der fraglichen Zeit geſchehen iſt, geht aus
Bekundungen von Hausbewohnern hervor, die damals einen
Fall und laute Schreie vernommen haben wollen. Die Markk
taſche, die Frau Kleinau bei ſich getragen hat, iſt mit dem
größten Teil des Verhandsblattes am Sonnkag in der Weftend-
ſtraße in der Nähe der Wuhne gefunden worden. Das ein-
kaſſierte Geld etwa 18 Mark iſt noch nicht gefunden; an
ſcheinend hat es der Täter an ſich genommen. Die Todes
urſache kann noch nicht näher angegeben werden, weil die Ob-
duktion noch nicht erfolgt iſt.

Magdebuxg, 21. Okt. Die Mordtkat an der Ar
beiterfrau Kleingau) im Stadtteil Sudenburg iſt, wie
uns ein eigener Drahtbericht meldet, aufgeklärt. Täter ſind
der 31jährige Arbeiter Heinrich und der
Oelze, die ſich zu der Tat gemeinſam verſtändigt hatten. Hein-
rich hat ſich vergiftet, Oelze, der Bekannten gegenüber bereits
eine Erklärung abgelegt hat, iſt geflohen. Den Mördern fielen
nur 18 M. in die Hände.

Goslar, 21. Oktober. (Kreiswirtſchaftsver-
band.) Der Land und Forſtwirtſchaftliche Kreisverein Goslar
nahm in einer Verſamanlung Stellung zu der Frage der Bil
dung eines Kreiswirtſchaftlsverbandes. Nach einem Vort des
Rechtsanwalts Dr. Köhler- Hildesheim über Steuer und Wirt
ſchaftsfragen erfolgte einſtimmig die Gründung des Kreiswirt
ſchaftsverbandes für den Kreis Goslar Der Verband will neben
anderen Aufgaben insbeſondere die Bekämpfung des Wucher
und Schleichhandels, den gemeinſamen Bezig von Futter- und
n ſowie die Errichchtung einer Buchſhelle durch

ven.

Halle uns
EiſenlahnAushelfer. Nach Beſtimmung des Eiſenbahn

miniſters führen die von der Verwaltung angenomanenen Hilfs-
kräfte nicht urhr die Dienſtbezeichmung „Eiſenbahn-Aushelfor“,

e „Eiſtenbahn-Anwärter“. Dagegen bleibt die Dienſt
ezeichnung „kommiſſariſcher Eiſenbahn-Gehilfe“ bezw. Ge

hilfin für die förmlich zum Weichenſteller (Eiſenbahngehilfen)
geprüften Eiſemnbahnanwärder beſtehen.

Unterbringung von Reifenden in den Zügen. Das Zug-
perſonal iſt ſtreng angewieſen, die in den Wagen 1., A. und
3. Klaſſe vorhandenen Sitzplätze im Bedürfnisfalle über die
ſonſt übliche Zahl hinaus zu beſetzen. Beſchwerden gibt
es alſo dagegen nicht.

Ferienaufenthalt für Kinder im verbündeten und neu
tralen Außland. Der Eiſenbahnminiſter hat verfügt, daß bis
auf weiteres für erholungsbedürftige Kinder, die ins Ausland
zum Landaufenthalt eontſandt werden, freie Fahet nicht mehr
7 gewähren ſei. Das bezjeht ſich nicht wur auf Kinder hilfs

dürftiger deutſcher Eltern, ſondern auch auf Kinder fwemder
Nationalität.

Halle, 32 Oktober.

Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original Meldungen des
volts wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quelengangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Eine Wirkung der Goldzölle
Da der Friedensvert noch nicht in Kraft getreten iſt,gelten augenblicklich für die Einfuhr von Tabak und Zet
w. noch die Zollerhöhungen aus dem Geſetz vom Jahre

1916. Sie ſind bei den heutigen hohen Preiſen für überſeeiſchen
Tabak und bei dem ſchlechten Stand unſever Valuta eine außer
ordentliche Belaſtung des Tabakgewerbes. Nun werden aber in
unſeren Seehäfen für überſeeiſche Tabake auch noch die Gold
zölle erhoben, durch die die Zollbelaſtung die vierfache Höhe er
reicht. Wiederholt iſt darauf hingewieſen, daß Abgaben in ſol
cher Höhe unſer Tabakgewerbe geradezu zum Erliegen bringen
müſſen. Die Hamburger Zigarrenfabrikanten haben denn auch
jetzt den Beſchluß gefaßt, keinen Rohtabak mehr zu verzollen,
bis die Aufhebung der Goldzölle erfolgt iſt.
Hierdurch iſt aber die Aufrechterhaltung unſerer Zigarren
ergeugung, die erſt küzlich im Intereſſe der Arbeiterſchaft durch
die Wiedereinfuhr von ausländiſchen Tabaken wieder in
h wurde, ſchwer gefähndet. Nachdem auch die letzten Ver

ndlumgen mit den Vertretern der Entente haben erkennen
laſſen, daß auf eine Anerkennung des deutſchen Geſetzes über
die Zahlug der Zölle in Gold ſeitens unſerer Gegner nicht zu
rechnen iſt, ſollte die Regierung nicht länger zögern, eine
regel wieder außer Kraft zu ſetzen, die nicht durchführbar iſt,
weil ſie einen Teil unſeres Einfuhrhandels ſchwer benach
teiligi. Wenn Deutſchlands Außenhandel über unſere Seehäfen
wieder in Gang kommen ſoll, dann dürfen dort in be ug aufdie Einfuhrzölle keine ungünſtigeren Verhältniſſe herricheg wie
an der Weſtgrenze. Die Nationalverſammlung ſollte ſelbſt die
Jnitigtive orgreifen. Der ungeheuerliche Schmuggel, der an der
Weſtgrenze getrieben wird, iſt zum guten Teil auch nur auf die
Goldzölle zurückzuführen. Bekanntlich blüht der Schmungel da

S r e die r Zölle in Geltung r Die Gr-ing der Zolleinnahmen duvch die Zahlung in dwähruſt alſachſich ünſoriſch Sonne v
Induſtrie, Handel, Hanclwerk

Mansfeldſche Kupferſchiefer bauende Gewerkſchaft in Eis
leben. Die Kursſteigerung in den Kuren der Gewerkſchaft hat
weitere Fortſchritte gemacht. Es wurde ſchon kürzlich darauf
hingewieſen, daß dieſe Bewegung in der Erhöhung der Kupfer
preiſe ſowie in der Entblößung des Weltmarktes an Kupfer ihre
Erklärung findet. Man darf aber auch nicht auſer acht laſſen,
daß die Silberproduktion ſich für das Unternehmen
außerordentlich gewinnbrinrend geſtaltet. Die Gewerkſchaft
ſtellt jährlich über 10 000 Kilogramm Silber her, das im Preiſe
von 80 M. auf 900 M. und mehr pro Kilo geſtiegen iſt, wäh
rend die Geſtehungskoſten ſich kaum in einem entſprechenden
Umfange erhöht haben dürften.

Erhöhun- des Abſchlagspreifes für Branntwein aus Melaſfe-
ſpiritusBrennereien. Die Spiritus Zentrale G. m. b. H. teilt
mit: Laut Beſchluß des Geſamtausſchuſſes und mit Zuſtimmung
der Reichsbranntweinſtelle wird der Abſchlagspreis für Abliefe-
rungen aus ſolchen Brennereien, welche nur Melaſſe, und zwar
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20jährige Arbeiter

Makhis und Korge.

RechSanwalt. Preis 4,50 Mark und 10 Proz. Teuerune

zuſchlag. vBeide im Verlag von Wilh. Gottl. Korn in Breslau e

Akt.Geſ. Deutſche Kaliwerke
Mitteilung der Geſellſchaft liegen die m ü

Ja
ſelbige haben ſich fenergeit zerſchlagen und ſchweben
Erwerb der Kaligewerkſchaft

mehr.

ausſchließlich auf Spiritus verarbeften,
1. Juli 1916 ab (maßgebend iſt der Tag

cheßerno) auf 145,89 M. je Hektoliter Alkohol Parität
erhöht.

in Bernterode.

ilhelmshall 12

Geldmarkt und Banken
Anleihe des Kreiſes Fulda.

ſchuſſes wird der Kreis Fulda eine Anleihe von 10 M
Mark aufnehmen, die zur BVeſtreitung der Koſten für d
ſtellung der Einrichtungen des Ueberlandwerkes dienen

Anleihe der Stadt Mühlhauſen i. Th.
Mühlhauſen beſchloß eine neue Anleihe von 7 Mill. M

Laut Beſchluß des

Die Stadt

Das Geſetz über eine außerordentliche Kriegsabgabe
Rechnungsjahr 1919. Für den praktiſchen Gebrauch

mit
der ſteueramtlichen g

Nach
ber

z u

Kreis

lioien
ie

gemei
ark w
für

T

Bern

zurüg

*auz.

Lert.

ſollen

von Dr. Ernſt Decke, Rechtsanwalt. Preis 6 Mark und 10 d
Teuerungszuſchlag.

Das Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Vermögen
Für den, praktiſchen Gebrauch er

ſprechung des

ausführlich erörtert.
Berliner Börſlenberichte

Börſenſtimmungsbilb. Bei Beginn des heutigen Ve

ſchienenen Bücher zeichen ſich durch Vollſtändigkeit in der S
geſamten Materials aus; alle fremden

ſtellen, die in den Geſetzen erwähnt und zu ihrer Ausl
forderlich ſind, ſind darin erläutert, ſo daß die H
anderer Bücher nicht erforderlich iſt.
nur die den Kaufmann und ſonſtigen Gewerbetreibenden
dern auch die den Privatmann intereſſierenden Vorſchrift

lſäutert von Dr. Ern

Serhe
ogung. geh

Oeranzie
Jm einzelnen ſind ni

Säuwagz

ſt De

un

on

rkeh;
hatte es den Anſchein, als ob Entlaſtungskäufe einer weiterg
Aufwärtsbewegu hinderlich wären.
von neuem lebhaftes Kurstreiben auf faſt allen Ge

Bald wieder ſetzte ahg

Vieten e
für das keine anderen Gründe als die bisherigen, nämlich

lucht vor der Mark, und ausländiſche Käufe, ange geben wurda
Durchgehend ſchwach waren Farbwerte in Zuſammenhang

den bedeutenden Kapitalserhöhungen. Es ſtiegen beſonden
Phöniaktien um mehr als 20, Elektriſche Licht und Kraft

Rombacher 9, Harpener 14 Prozent. Am Schiffahrtsaktien
markt waren die Beſſerungen gleichfalls recht anſehnlich, J
lebhaften Sprüngen erreichte Steaug Romanag zeikweilig da
Kurs von 1000, und Deutſche Petroleumaktien wurden gleiche
recht lebhaft umgeſetzt, ohne jedoch in gleichem Maße ihre Huri
zu erhöhen. Am Kolonialaktienmarkt lenkte das Geſchäft
ruhige Bahnert ein.
trächtlichen Aufſchtvung um etwa 100 Prozent.

Nur Sloman Salpeter gewann einen he
Ruſſiſch

Papiere neigten zur Schwäche infolge der ſich widerſprechende
Nachrichten über die Ereigniſſe auf den ruſſiſche n Kriegsſchau
plätzen. Am Anlagemarkt hoben ſich die älteren deutſchen pr.
leihen, während im übrigen die Kurſe behauptet blieben.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt ruht das Geſchz
i Hafer faſt vollſtändig. Für Erbſen, Peluſchken und Pferde
bohnen zeigt ſich die Kaufluſt vorſichtiger. Die außerordent
lich hohen Preisforderungen werde

Feſt liegt die Tendenz für Wicken.vewilligt.
n nicht immer ohne weitere

Lupinen warer
etwas mehr begehrt. Es mangelt aber noch an Angebot. Serta
della wird in der Provinz höher bezahlt als bier.
Stroh waren nach wie vor ſehr knapp.
zur Schtwäche. Wetter: ſchön.

Heu un
Runkelrüben neigen

Anuszahlungen.
W Brief Berlin, a twheGe rie be BrieHolland 1064, 1066,-- Oeſterreich abgſt. 24,290

Dänemark 601,25 603,25 Ungarn neSchweden 674,25 675,75 Prag 39Norwegen 636,75 68,25 Spanien 522 533-
Schweiz 498,50 499,50 Finnland 129,75 1303Oeſterreich 25,85 25.95
Im freten Verkehr wurden nicht amtlich ermittoelt:

tache Werte Deutsch-Luxemburg I1872r 7 utche Schatz- P S
i VI--IX B. eutsche Erde 75.r 76,80 Deutseche Gasglühl. 550-4 v 73, Deutsche Kali 28.3 938 r t Ann. 24375onnersmarkhüttePreuss Konsois 72. Döring u. Lehrmann 125

u 83 wenIlberfeider Farben 3.4 cner. Stadtanl. 66/99 96.50 Felten u. GOvuilleaume 2325
4 Magdeb Stadtanl. 91/06 Gasmotoren Dentz 168.50
4 Sächs. Nenlandseoh.- Gebhardt u. Co.fandbriefe Gebhardt u. König b4 Préuss. Centr. Bod-- Gelsenkireh. Berghb. 21250

Pranäbriefe I 100.50 Glauziger Zuckerfbr. m4 Preuss. Hypot.-Bank- Hallesche Masch.-Vabr. 77Ptfandbriefe 1911 99, Hann. Masch. 774504 Dessauer Gas-Oblig. Iv e asper BisenAusliknd. Werte Niraen Ku ter Tr
4 Oesterr. Kron. Rente 29.50 e arbw. Stani4 Ungar. Gold-Rente 587.75 oesch Bigsen u. Sta 13
4 Vngar. Kronen-Rente Hohenlohe- Werke iHumboldt-Maseh. 261 50Fisenbahn-Aktien: ſise- BergbauHalberstadt -Blankenb. 84.75 Kahla- Porzellan
Halle-Hettstedter 65.75 Kaliw. Aschersleben 25Schantungbahn 26.50 Körbisd. Zueker- Akt. T

a e 135. r mr. Ber 122.50 ahme n.Magdeburger Str.-B. 2 nehrLux. Prinz Heinrich. B. 36. Laurahütte

i 79,50 345Orientbahn Axc 2 ine rief m 377Schitfſfahrts- udwig Loewe u.Hambg. Paketfahrt 1 Lothringer Hütte 37
Hambg.-Südamerika 220, Mannesmannröhren oHausa-Dampfsehig 311. Maschinenfabr. Buckan c
Nordd. Lloyd obere Eienb, Bed. iBanken: 2 rz do. Kokswerket. a gernComm u. Diskontobank 1 h v 218Darmstädter Bank I119.25 ein. Moetall-Vorz i
Dentsche Bank 179 Riebeok. MontanDiskonto-Comm. I I79, Rombacher HüttenDresaner Bank I42 Roiizzr Braunk. lGredit-Anst. Teipzig 142 5 r e en z1ö-Mitteld. Kreditbank 122.50 angerhäuser Mase 27Privat-Banx Hugo Sohneider u. Co.Nationalbani 120.75 Schnekert u. Co.Oesterr. Kredit 90,50 Siemens u. Halsko SReichsbank u Stettiner Chamotte MInduatrie- Akten Ftetttmer h cSchultheiss- Brauerei V re e SAkt. t. Anilin z Thale-Eisenhütteoe 5Allgem. Elektr.-Geos. 228, Triptis-Akt.-Ges- t
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